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erblick 
1. Mai 2004 wird sich die Europäische Union um voraussichtlich zehn neue Mit-
sstaaten erweitern. Die EU-Erweiterung ist ein wichtiger Beitrag zur Förderung von 

den, Stabilität und Wohlstand in Europa. Davon profitiert auch die Schweiz. 

ge der Erweiterung sollen die bilateralen Abkommen aus dem Jahr 1999 zwischen 
Schweiz und der EU auf die neuen Mitgliedstaaten ausgedehnt werden. Sechs der 
esamt sieben Abkommen werden automatisch angepasst1. Beim Abkommen über 
Personenfreizügigkeit sind Vertragsanpassungen nötig, über welche die Schweiz 

 
ommen über Landverkehr (Transit), Luftverkehr, öffentliches Beschaffungswesen, technische Han-
emmnisse, Forschung, Landwirtschaft. 

össisches Justiz- und Polizeidepartement 
tement fédéral de justice et police 
imento federale di giustizia e polizia 
l Department of Justice and Police 

Bundesamt für Zuwanderung, Integration und Auswanderung 
Office fédéral de l’immigration, de l’intégration et de l’émigration 
Ufficio federale dell’immigrazione, dell’integrazione e dell’emigrazione 
Federal Office of Immigration, Integration and Emigration 
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mit der EU verhandeln muss. Der Bundesrat erachtet die Ausdehnung der bilateralen 
Verträge als vorteilhaften Schritt und Chance für die Schweiz. Dieser Schritt bewirkt ei-
nen weitgehenden Zugang zu einem EU-Binnenmarkt, der durch die Erweiterung um 
20% auf 450 Millionen Menschen anwächst. Die EU rechnet ihrerseits mit einem zusätz-
lichen Wirtschaftswachstum dank der Erweiterung. Für die Schweiz kann bei vorsichti-
ger Rechnung eine zusätzliche Zunahme des Bruttoinlandproduktes (BIP) von 0,2 bis 0,5 
% erwartet werden. Das entspricht 1 bis 2 Milliarden Franken mehr pro Jahr.  
 
Mit der Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens öffnet sich der Schweiz ein bedeu-
tendes Potenzial an qualifizierten Arbeitskräften wie auch an Hilfskräften. Sie liegt auf der 
Linie der Migrationspolitik des Bundesrates, die einerseits eine Öffnung gegenüber 
der EU/EFTA vorsieht, anderseits die Zuwanderung aus allen anderen Staaten auf quali-
fizierte Arbeitskräfte beschränkt. Der freie Personenverkehr gilt umgekehrt auch für 
Schweizerinnen und Schweizer, die in einem EU-Land leben und arbeiten möchten. 
 
Über die Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens wird die Bundesversammlung in 
einem Bundesbeschluss entscheiden, der dem fakultativen Referendum untersteht. 
Scheitert die Erweiterung, müsste die Schweiz mit einer Kündigung dieses Abkommens 
durch die EU rechnen. Aufgrund der so genannten Guillotine-Klausel hätte dies die au-
tomatische Kündigung aller anderen sektoriellen Abkommen von 1999 zur Folge. 
 
Gegenstand der Verhandlungen mit der EU werden Übergangsfristen und Kontingente 
sein. Durch angemessene Übergangsregeln soll die Zuwanderung gesteuert und allen-
falls begrenzt werden, wie das bereits im heute geltenden Freizügigkeitsabkommen mög-
lich ist. Zusätzlichen Schutz der schweizerischen Arbeitsmärkte bieten ab 2004 die flan-
kierenden Massnahmen gegen Lohn- und Sozialdumping. Im Jahr 2009 besteht zudem 
eine weitere Referendumsmöglichkeit über die Weiterführung des Abkommens. 
 
 
Die neuen EU-Mitgliedländer und die Schweiz 
 
Staat Bevölkerung  

in Mio. Perso-
nen 

Staatsangehörige in der 
Schweiz* 

10 Neumitglieder  74,9 17 991 
 
Polen  38,6 4 532 
Tschechien  10,3 3 676 
Ungarn  10,2 3 676 
Slowakei  5,4 2 413 
Litauen  3,5  328 
Lettland  2,4  504 
Slowenien  2,0 2 596 
Estland  1,4  113 
Zypern   0,8  81 
Malta   0,4  72 
15 bish. EU-Länder  377,9 812 978 
Schweiz 7,2
* Ständige ausländische Wohnbevölkerung 31.12.02 Quelle: EU, IMES 
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1. Die EU-Erweiterung – ein historischer Schritt 
Der Beitritt von Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Un-
garn und Zypern ist die bisher grösste Erweiterung in der Geschichte der Europäischen Union, 
die dann 25 Mitglieder umfassen wird. Die bevorstehende Erweiterung darf mit Recht historisch 
genannt werden. Denn die Integration mehrerer mittel- und osteuropäischer Staaten bedeutet die 
endgültige Überwindung der Teilung Europas während des Kalten Krieges. Es ist ein entschei-
dender Schritt zur Förderung von Frieden, Stabilität und Wohlstand in Europa. 
 
Neben den voraussichtlich 10 Ländern, die der EU am 1. Mai 2004 beitreten werden, bereiten 
sich weitere Staaten konkret auf diesen Schritt vor. Bulgarien und Rumänien, mit denen die EU 
seit 2000 verhandelt, möchten 2007 beitreten und werden von der EU in diesem Bestreben un-
terstützt. 
 

2. Wachstumschance auch für die Schweiz 
Mit der Ausdehnung der bilateralen Abkommen von 1999 auf die zehn neuen Mitgliedstaaten 
erhält auch das EU-Nichtmitglied Schweiz Zugang zu einem um 75 Millionen auf 450 Millionen 
Menschen erweiterten europäischen Binnenmarkt. 
 
Das Wachstum in den ostmitteleuropäischen Kandidatenländern war in den letzten Jahren er-
heblich höher (1994-2001: 3,6% pro Jahr) als in der EU (2,4 %) und in der Schweiz (1,5%). Die 
zunehmende Kaufkraft macht die neuen Mitgliedstaaten zu interessanten Zukunftsmärkten für 
hochwertige Industrieprodukte und Dienstleistungen, den traditionellen Exportgütern der Schwei-
zer Wirtschaft. Seit dem Fall der Mauer hat der Wirtschaftsverkehr zwischen der Schweiz und 
den Beitrittsländern stark zugenommen (CH-Exporte: +11% jährlich 1990-2000). 
 
Die Bevölkerung der ostmitteleuropäischen Länder verfügt über ein vergleichsweise hohes Bil-
dungsniveau. Dank der Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens auf die neuen Mitgliedstaa-
ten vergrössert sich das Rekrutierungspotenzial der Schweizer Wirtschaft für qualifizierte Ar-
beitskräfte. Auch der Bedarf an weniger qualifizierten Arbeitskräften in Landwirtschaft, Kranken-
pflege und Tourismus kann leichter als bisher gedeckt werden. 
 
Studien der EU gehen von einem positiven Wachstumseffekt der Osterweiterung in den bisheri-
gen Mitgliedländern aus. Ähnliche Effekte sind auch in der Schweiz zu erwarten. Bei vorsichtiger 
Schätzung dürfte die Wirtschaftsleistung in der Schweiz 2005-2010 dauerhaft um ¼ bis ½ BIP-
Prozentpunkt (d.h. um 1 bis 2 Mrd. CHF pro Jahr) zunehmen.  
 

3. Kein übermässiger Migrationsdruck 
Neben den Chancen der Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens bestehen auch gewisse 
Befürchtungen. Ihnen wird durch die kontrollierte schrittweise Öffnung der Arbeitsmärkte Rech-
nung getragen. Ängste vor einer Masseneinwanderung sind nach bisherigen Erfahrungen mit 
Wanderungsbewegungen in Europa und gemäss EU-Studien unbegründet. Die Einführung des 
freien Personenverkehrs in Europa hat nicht zu gewichtigen Wanderungsbewegungen zwischen 
Staaten mit tiefem und solchen mit hohem Lohnniveau geführt. Auch in Bezug auf die EU-
Osterweiterung rechnet die EU mit keiner dramatischen Zuwanderung. Das langfristige Migrati-
onspotenzial (inkl. Familiennachzug) aus den 10 neuen Mitgliedländern wird auf rund 1 Prozent 
der heutigen EU-Bevölkerung, also auf rund 4 Millionen Menschen geschätzt.  
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Gemäss EU-Studien dürften sich rund zwei Drittel der gesamten Zuwanderung aus den osteuro-
päischen EU-Staaten im grenznahen Gebiet Deutschlands konzentrieren, etwa ein Zehntel in 
Österreich. Diese beiden Länder gehören auch zu jenen, die am meisten von der EU-Erweiterung 
profitieren. Für die Schweiz existieren bisher keine entsprechenden Studien. Heute leben in der 
Schweiz rund 18'000 Menschen aus den zehn Beitrittsländern. 
 

4. Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens 

4.1. Bisherige Erfahrungen mit dem Abkommen 
Das bilaterale Abkommen über den freien Personenverkehr zwischen der Schweiz und den 15 
bisherigen EU-Mitgliedstaaten ist seit dem 1. Juni 2002 in Kraft. Nach einem Jahr kann eine posi-
tive Bilanz gezogen werden. Die Umsetzung des Vertrags hat zu keinen nennenswerten Proble-
men geführt. Allerdings sind abschliessende Aussagen nicht möglich, da nach wie vor Über-
gangsregeln gelten; das heisst es sind nach wie vor Arbeitsbewilligungen erforderlich, Inländer-
vorrang und Lohnkontrolle gelten noch bis zum 31. Mai 2004, die Kontingente bis zum 31. Mai 
2007. 
 
Die Kontingente für Daueraufenthalter (15'000 jährlich) wurden im ersten Jahr erwartungsgemäss 
stark beansprucht. Sie waren nach 10 Monaten ausgeschöpft. Dies ist vor allem auf gewisse Be-
reinigungen zurückzuführen. Viele Grenzgänger – in erster Linie aus Deutschland – haben ihren 
Wohnsitz in die Schweiz verlegt. Zudem bestand ein Nachholbedarf im mittleren und unteren 
Qualifikationsbereich vor allem bei Klein- und Mittelbetrieben, die früher keine Jahresaufenthalter 
beschäftigen konnten. 
 
Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Zuwanderung aus Deutschland und Portugal am stärks-
ten zugenommen hat. Die Nachfrage nach Kurzaufenthalterbewilligungen hat sich dagegen un-
terdurchschnittlich entwickelt. Die Kontingente (115'500 jährlich) wurden nur zur Hälfte ausge-
nutzt. Dies entspricht der schwierigen Wirtschaftslage, vorab im Saisongewerbe (Tourismus, 
Bau, Landwirtschaft). 
 
 

4.2. Rechtlicher Rahmen 
Bei Verträgen der EU mit Drittstaaten, die ausschliesslich in der Kompetenz der Gemeinschafts-
organe liegen, erfolgt die Ausdehnung automatisch. Bei gemischten Verträgen, die von der EG 
und den einzelnen Mitgliedstaaten mit Drittstaaten abgeschlossen wurden, bedarf es jedoch for-
meller Verhandlungen. Das Freizügigkeitsabkommen ist als einziges der sieben bilateralen Ver-
träge von 1999 zwischen der EU und der Schweiz ein solches gemischtes Abkommen. Die 
Ausdehnung erfolgt daher durch ein auszuhandelndes Zusatzprotokoll. Sollte die Schweiz eine 
Ausdehnung ablehnen, müsste sie mit grosser Wahrscheinlichkeit die Kündigung des Abkom-
mens durch die EU in Kauf nehmen. Dies wiederum hätte - aufgrund der Guillotine-Klausel - das 
gleichzeitige Ausserkrafttreten aller bilateralen Abkommen von 1999 zur Folge. In der Schweiz 
erfolgt die Ausdehnung des Personenfreizügigkeitsabkommens durch einen referendumsfähigen 
Parlamentsbeschluss. Das Freizügigkeitsabkommen ist zudem befristet: Im Jahre 2009 entschei-
den die eidgenössischen Räte, ob das Abkommen weitergeführt wird. Auch dieser Beschluss 
wird dem fakultativen Referendum unterstehen. 
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4.3. Fristen und Kontingente 
Wie beim bestehenden Freizügigkeitsabkommen mit der EU und den 15 Mitgliedländern strebt 
die Schweiz auch bei der Ausdehnung dieses Abkommens auf die 10 neuen Mitgliedländer an-
gemessene Übergangsregelungen an. Als Anhaltspunkte für den Verhandlungsspielraum die-
nen einerseits die Regelungen im bestehenden Freizügigkeitsabkommen mit der EU (2 Jahre 
Inländervorrang auf dem Arbeitsmarkt; 5 Jahre Kontingente für Erwerbstätige aus der EU; plus 7 
Jahre Schutzklausel bei aussergewöhnlich grosser Zuwanderung). Anderseits wird man sich 
auch an den Übergangsregeln orientieren, welche die EU-Staaten selber gegenüber den neuen 
Mitgliedländern ausgehandelt haben: EU-Länder haben die Möglichkeit, während maximal 7 Jah-
ren Beschränkungen für den Zugang zum Arbeitsmarkt zu verfügen; vor allem Deutschland und 
Österreich wollen davon Gebrauch machen. 
 

4.4. Soziale Sicherheit 
Bei der sozialen Sicherheit bestehen heute mit den EU-Mitgliedstaaten Koordinationsregelungen. 
Einmal erworbene Ansprüche sollen nicht verloren gehen, wenn ein Arbeitnehmer in einem ande-
ren Staat eine Erwerbstätigkeit aufnimmt. Die verschiedenen nationalen Systeme über die sozia-
le Sicherheit werden beibehalten. Jeder Staat verpflichtet sich jedoch, bei der Anwendung seines 
Systems gewisse Grundsätze zu beachten. Diese sind: Gleichbehandlung von In- und Auslän-
dern, wenn nötig gegenseitige Anrechnung von Versicherungszeiten (wobei für die Arbeitslosen-
versicherung Ausnahmen gelten), Export von Geldleistungen, Leistungsaushilfe in der Kranken- 
und Unfallversicherung. Die heutigen Koordinationsregelungen würden weitgehend auf die neuen 
EU-Mitgliedländer ausgedehnt. Mit fünf dieser Staaten bestehen bereits Sozialversicherungsab-
kommen.  
 
Missbräuchlicher „Sozialtourismus“ zu Lasten der Schweizer Sozialversicherungen ist aus ver-
schiedenen Gründen nicht zu befürchten: Für Arbeitslose gilt der freie Personenverkehr nicht. 
Wer drei Monate nach der Einreise keine Stelle gefunden hat, erhält keine Aufenthaltsbewilli-
gung. Zudem entsteht ein Anspruch auf Arbeitslosengelder erst, wenn die entsprechende Min-
dest-Beitragsfrist erfüllt ist. 
 

4.5. Diplomanerkennung 
Mit dem Freizügigkeitsabkommen nimmt die Schweiz am gemeinsamen System der EU zur An-
erkennung von Diplomen teil. Durch die Ausdehnung des Abkommens gilt dies ab Inkrafttreten 
auch im Verhältnis zwischen der Schweiz und den neuen EU-Mitgliedstaaten. Dieses System ist 
nur auf reglementierte Berufe anwendbar. Als reglementiert gelten Berufe, deren Ausübung in 
einem Land vom Besitz eines Diploms abhängig gemacht werden. Damit ein Diplom in einem 
anderen Staat anerkannt werden kann, müssen Inhalt und Dauer der Ausbildung vergleichbar 
sein. Für einige wenige Berufe (medizinische Berufe und Architekten) erfolgt die Anerkennung 
praktisch automatisch. In allen anderen Fällen hat der jeweilige Aufnahmestaat das Recht, Aus-
bildung und Berufserfahrung mit seinen Anforderungen zu vergleichen, eine Anerkennung unter 
Umständen abzulehnen und Ausgleichsmassnahmen zu verlangen. 
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5. Flankierende Massnahmen  
Um Erwerbstätige vor Sozial- und Lohndumping durch billige Arbeitskräfte aus dem Ausland zu 
schützen, werden am 1. Juni 2004 auf dem Schweizer Arbeitsmarkt flankierende Massnahmen 
zum freien Personenverkehr eingeführt; diese werden auch auf die Staatsangehörigen der neuen 
EU-Mitgliedstaaten angewendet werden. Auf jede Erwerbstätigkeit in der Schweiz sollen die 
schweizerischen Lohn- und Arbeitsbedingungen anwendbar sein. 
 
Das Paket umfasst drei Punkte:  

• Das Entsendegesetz und die dazugehörige Verordnung legen minimale Arbeits- und 
Lohnbedingungen für Arbeitnehmende fest, die von einem ausländischen Arbeitgeber im 
Rahmen einer Dienstleistung in die Schweiz entsendet werden. 

• Im Fall von wiederholter missbräuchlicher Unterbietung können Mindestlöhne und Ar-
beitszeitbestimmungen in Gesamtarbeitsverträgen leichter für allgemeinverbindlich erklärt 
werden; oder es können entsprechende Normarbeitsverträge zwingend vorgeschrieben 
werden. 

• In den Kantonen werden tripartite Kommissionen eingerichtet, welche den Arbeitsmarkt 
überwachen und allfällige Sanktionen beantragen. 

 

6. Weiterführende Informationen und Kontakte 

Informationen zum Personenfreizügigkeitsabkommen:  
Bundesamt für Zuwanderung, Integration und Auswanderung (IMES)  
www.imes.admin.ch  Tel. 031 325 90 65   E-Mail: info@imes.admin.ch 
 
Informationen und Broschüren zum Personenfreizügigkeitsabkommen  
und zur Europapolitik des Bundes: 
Europa-Integrationsbüro EVD/EDA 
www.europa.admin.ch  Tel. 031 322 22 22  E-Mail: europa@europa.admin.ch 
 
Fragen zur Diplomanerkennung: 
Bundesamt für Bildung und Technologie (Schweiz. Kontaktstelle zur Anerkennung von Berufsdiplomen) 
www.bbt.admin.ch Tel. 031 322 79 76  E-Mail: kontaktstelle@bbt.admin.ch 
 
Die flankierenden Massnahmen: 
Staatssekretariat für Wirtschaft (seco) 
www.seco.admin.ch  Tel. 031 322 29 31  E-Mail: daniel.veuve@seco.admin.ch 
 
Koordinierung der sozialen Sicherheit: 
Arbeitslosenversicherung: Staatssekretariat für Wirtschaft (seco) www.seco.admin.ch 
Alle anderen Versicherungszweige: Bundesamt für Sozialversicherung www.bsv.admin.ch 
Tel. 031 322 90 32 E-Mail: international@bsv.admin.ch 
 
Auswandern und Auslandaufenthalte: 
Bundesamt für Zuwanderung, Integration und Auswanderung (IMES) 
www.swissemigration.ch Tel. 031 322 42 02  E-Mail: swiss.emigration@imes.admin.ch 
 
Offizielle EU-Website zur Erweiterung:  
EU-Kommission, Brüssel 
http://europa.eu.int/comm/enlargement/  

http://www.imes.admin.ch/
http://www.europa.admin.ch/
http://www.bbt.admin.ch/
http://www.seco.admin.ch/
http://www.seco.admin.ch/
http://www.bsv.admin.ch/
mailto:international@bsv.admin.ch
http://www.swissemigration.ch/
mailto:swiss.emigration@imes.admin.ch
http://europa.eu.int/comm/enlargement/

